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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 23, Juni 1971 

Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 68070 - E - Tü 3/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Assoziationspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25 März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auf- 
teilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin- 
gents für bestimmte in der Türkei raffinierte Erdölerzeug- 
nisse des Kapitels 27 des Gemeinsamen Zolltarifs 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auf- 
teilung und Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingen- 
ten für Baumwollgarne, nicht in Aufmachungen für den 
Einzelverkauf der Tarifnummer 55.05 und andere Gewebe 
aus Baumwolle, der Tarifnummer 55.09 des Gemeinsamen 
Zolltarifs, mit Herkunft aus der Türkei. 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 10. Juni 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvorschläge 
durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck; Thenee Druck KG, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anhang A 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemein- 
schaftszollkontingents für bestimmte in der Türkei raffinierte 
Erdölerzeugnisse des Kapitels 27 des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bis zum Inkrafttreten des Zusatzprotokolls über 
die Bedingungen, die Einzelheiten und den Zeitplan 
der Verwirklichung der in Artikel 4 des Abkommens 
zur Gründung einer Assoziation zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei 
vorgesehenen Übergangsphase, hat sich die Ge- 
meinschaft in einem Interimsabkommen, dessen 
Laufzeit auf die Zeit vor Inkrafttreten dieses Zusatz- 
protokolls und bis spätestens dem 30. September 
1972 begrenzt ist, verpflichtet, vorbehaltlich der 
Gegenseitigkeit ab 1. Juli 1971 die den Warenver- 
kehr betreffenden Bestimmungen dieses Zusatzproto- 
kolls in Kraft zu setzen. Nach dem einzigen Artikel 
des Anhangs 1 dieses Interimsabkommens muß die 
Gemeinschaft ab diesem Zeitpunkt die Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs für einige in der Türkei 
raffinierte Erdölerzeugnisse des Kapitels 27 im Rah- 
men eines Gemeinschaftszollkontingents mit einer 
Jahresmenge von insgesamt 200 000 Tonnen voll- 
ständig aussetzen. Um in einem ersten Stadium den 
Kontingentszeitraum mit dem Kalenderjahr in Über- 
einstimmung zu bringen, hielt man es für zweck- 
mäßig, die Geltungsdauer des Zollkontingents bis 
zum 31. Dezember 1971 zu begrenzen. Somit ist für 
die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1971 ein Ge- 
meinschaftszollkontingent für die betreffenden 
Waren zu eröffnen, dessen Menge V 12 derJahers- 
menge, d. h. 100 000 Tonnen entspricht. 

Es ist vor allem zu gewährleisten, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der für dieses Kontingent vorgesehene Zollsatz ohne 
Unterbrechungen auf alle Einfuhren der betreffen- 
den Erzeugnisse in allen Mitgliedstaaten bis zur 
völligen Ausnutzung des Kontingents angewandt 
wird. Der Gemeinschaftscharakter des Kontingents 
kann im Hinblick auf die vorstehend dargelegten 
Grundsätze dadurch gewahrt werden, daß der Aus- 
nutzung dieses Kontingents eine Aufteilung der 
Menge auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 
wird. Damit die tatsächliche Marktentwicklung bei 
den betreffenden Erzeugnissen möglichst weitgehend 
berücksichtigt wird, ist diese Aufteilung entspre- 
chend dem Bedarf der Mitgliedstaaten vorzunehmen; 
dieser Bedarf errechnet sich an Hand der statisti- 
schen Angaben über die während eines repräsen- 
tativen Bezugszeitraums durchgeführten Einfuhren 
aus der Türkei sowie nach den Wirtschaftsaussich- 
ten für den betreffenden Kontingentszeitraum. Ob- 


gleich die Prüfung der statistischen Angaben über 
die Einfuhren der betreffenden Erzeugnisse aus der 
Türkei erkennen läßt, daß der Bedarf der meisten 
Mitgliedstaaten im allgemeinen gering ist, muß den- 
noch zur Wahrung des Gemeinschaftscharakters des 
betreffenden Zollkontingents mit der Deckung eines 
gegebenenfalls in diesen Mitgliedstaaten auftreten- 
den Bedarfs gerechnet werden. 

In den letzten drei Jahren, für die lückenlose 
statistische Angaben vorliegen, hat die Gemeinschaft 
bei den vorgenannten Erdölerzeugnissen keine Ein- 
fuhren aus der Türkei durchgeführt, mit Ausnahme 
von Italien, dessen Einfuhren sich im Jahre 1967 
auf insgesamt 458 Tonnen, im Jahre 1968 auf 
48 759 Tonnen, im Jahre 1969 auf 43 652 Tonnen be- 
liefen, und den Benelux-Ländern, die 1967 6 Tonnen 
und 1968 1299 Tonnen eingeführt haben. Diese An- 
gaben zeigen, daß die Einfuhren dieser Waren sehr 
unregelmäßig sind und daß folglich die Berechnung 
der jeweiligen Anteile an den Gesamteinfuhren die- 
ser Erzeugnisse aus der Türkei in die Gemeinschaft 
kaum bezeichnend sein dürfte. Eine Vorausschätzung 
der Einfuhren der Mitgliedstaaten für den betreffen- 
den Kontingentszeitraum erweist sich wegen der in 
den Vorjahren festgestellten unregelmäßigen Ent- 
wicklung der Einfuhren als schwierig. Unter Berück- 
sichtigung der von den Mitgliedstaaten angegebenen 
voraussichtlichen Einfuhrentwicklung für den Kon- 
tingentszeitraum läßt sich annähernd folgende pro- 
zentuale Beteiligung an dem Kontingent ermitteln: 

- in^/o - 


Deutschland 40 

Benelux 29 

Frankreich 13,5 

Italien 17,5 


Um der ungewissen Entwicklung der Einfuhren 
dieser Erzeugnisse in die einzelnen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die Kontingentsmenge in 
zwei Raten zu teilen: die erste Rate wird auf die 
einzelnen Mitgliedstaaten aufgeteilt, während die 
zweite Rate als Reserve zur späteren Deckung des 
Bedarfs der Mitgliedstaaten bestimmt ist, die ihre 
ursprüngliche Quote ausgenutzt haben. Um den Im- 
porteuren jedes Mitgliedstaates eine gewisse Sicher- 
heit zu geben, ist es angezeigt, für die erste Rate des 
Gemeinschaftszollkontingents einen verhältnismäßig 
hohen Prozentsatz festzusetzen, der im vorliegenden 
Fall rund 70 v. H. der Kontingentsmenge betragen 
könnte. Die auf dieser Grundlage berechnete erste 
Rate beträgt 70 000 Tonnen, und die zweite Rate, 
d. h, 30 000 Tonnen, bildet die Reserve. 

Die Quoten der Mitgliedstaaten können mehr 
oder weniger rasch ausgenutzt werden; um dieser 
Tatsache Rechnung zu tragen und Unterbrechungen 
auszuschalten, sollte jeder Mitgliedstaat, der seine 
ursprüngliche Quote fast ganz ausgenutzt hat, die 
Ziehung einer zusätzlichen Quote auf die Reserve 
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vornehmen. Diese Ziehung muß jeder Mitgliedstaat 
vornehmen, wenn jede seiner einzelnen zusätzlichen 
Quoten fast ganz ausgenutzt ist und so oft es die 
Reservemenge gestattet. Die ursprünglichen und zu- 
sätzlichen Quoten müssen bis zum Ende des Kontin- 
gentszeitraums gelten. Diese Art der Verwaltung er- 
fordert eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission, die vor allem 
die Möglichkeit haben muß, den Stand der Aus- 
nutzung der Kontingentsmenge zu verfolgen und die 
Mitgliedstaaten davon zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ursprünglichen Quote vor- 
handen, so muß dieser Staat einen Teil davon auf 
die Reserve übertragen, damit nicht ein Teil des 
Gemeinschaftszollkontingents in einem Mitglied- 
staat ungenutzt bleibe, während er in anderen Mit- 
gliedstaaten verwendet werden könnte. 

In Anbetracht der noch bestehenden Verschieden- 
heit der nationalen Vorschriften für die betreffen- 
den Erzeugnisse, ist es in diesem Fall zur Zeit nicht 
möglich, ein einziges Verwaltungsverfahren vorzu- 
sehen. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese bei der Aufteilung 
des betreffenden Zollkontingents vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteil- 
ten Quoten durch eines ihrer Mitglieder erfolgen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


C. Schweröle: 

L Gasöl: 

c) zu anderer Verwendung 
11. Heizöl: 

c) zu anderer Verwendung 
III. Schmieröle und andere: 

c) zum Mischen unter den Be- 
dingungen der Zusätzlichen 
Vorschrift 7 zu Kapitel 
27 (a) 

d) zu anderer Verwendung 

27.11 Erdgas und andere gasförmige Koh- 

lenwasserstoffe: 

A. handelsübliches Propan und han- 
delsübliches Butan: 

III. zu anderer Verwendung 

27.12 Vaselin: 

A. roh: 

III. zu anderer Verwendung 

B. andere 

27.13 Paraffin, Erdölwachs, Wachs aus bitu- 

minösen Mineralien, Ozokerit, Mon- 
tanwachs, Torfwachs, paraffinische 
Rückstände (z. B. Gatsch, Skack wax), 
auch gefärbt: 

B. andere; 

1. roh: 

c) zu anderer Verwendung 

11. andere 


Artikel 1 

Vom 1. Juli bis 31. Dezember 1971 werden - vorbe- 
haltlich der Maßnahmen, die in Anwendung der Be- 
stimmungen der Absätze 2 und 4 des einzigen Ar- 
tikels des Anhangs I des Interimsabkommens zwi- 
schen den Europäischen Gemeinschaften und der 
Türkei getroffen werden könnten - die Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs für nachstehende in der 
Türkei raffinierte Erzeugnisse im Rahmen eines ge- 
meinschaftlichen Globalzollkontingents in Höhe von 
100 000 Tonnen vollständig ausgesetzt: 

Nummer 

des 

Gemein- Warenbezeichnung 

Samen 

Zolltarifs 

27.10 Erdöl und öl aus bituminösen Mine- 
ralien, ausgenommen rohe Öle: Zu- 
bereitungen mit einem Gehalt an Erd- 
öl oder öl aus bituminösen Minera- 
lien von 70 Gewichtshundertteilen 
oder mehr, in denen diese öle den 
Charakter der Waren bestimmen, an- 
derweit weder genannt noch inbe- 
griffen: 

A. Leichtöle: 

III. zu anderer Verwendung 

B. mittelschwere öle: 

III. zu anderer Verwendung 


27.14 Bitumen, Petrolkoks und andere 
Rückstände aus Erdöl oder öl aus 
bituminösen Mineralien: 

C. andere 


a) Die Zulassung zu diesem Absatz unterliegt den von 
den zuständigen Behörden festgesetzten Voraus- 
setzungen. 


Artikel 2 


1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate in Höhe von 70 000 Tonnen auf die 
Mitgliedstaaten aufgeteilt; als Quoten, die vorbe- 
haltlich Artikel 5 vom 1. Juli bis zum 31. Dezem- 
ber 1971 gelten, werden für die Mitgliedstaaten 
folgende Mengen festgesetzt; 


Deutschland 

Benelux 

Frankreich 

Italien 


28 000 Tonnen 
20 300 Tonnen 
9 450 Tonnen 
12 250 Tonnen 


2. Die zweite Rate in Höhe von 30 000 Tonnen 
bildet die Reserve. 


Artikel 3 

1. Hat ein Mitgliedstaat seine gemäß Artikel 2 
Absatz 1 festgesetzte ursprüngliche Quote - oder 
bei Anwendung des Artikels 5 die gleiche Quote 
abzüglich der auf die Reserve übertragenen Menge - 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt er un- 
verzüglich durch Mitteilung an die Kommission die 
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Ziehung einer zweiten Quote in Höhe von 20 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote vor, soweit die Re- 
servemenge ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 10 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser Mit- 
gliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer vierten 
Quote in Höhe der dritten Quote vor. Dieses Ver- 
fahren wird sinngemäß bis zur Erschöpfung der Re- 
serve angewandt. 

4. Abweichend von den Absätzen 1, 2 und 3 kann 
jeder Mitgliedstaat Ziehungen niedrigerer Quoten 
als in diesen Absätzen vorgesehen vornehmen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden können. Er unterrichtet die 
Kommission über die Gründe, die ihn veranlaßt 
haben, die Bestimmungen dieses Absatzes anzuwen- 
den. 

Artikel 4 

Die in Anwendung von Artikel 3 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1971. 

Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote am 
15, September 1971 nicht ausgeschöpft, so überträgt 
er spätestens am 10, Oktober 1971 von der nicht 
ausgenutzten Menge den Teil, der 20 v. H. seiner 
ursprünglichen Quote übersteigt, auf die Reserve. 
Er kann eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zur Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge nicht ausgenutzt werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. Oktober 1971 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Erzeugnisse mit, die bis 
zum 15. September 1971 einschließlich vorgenommen 
und auf das Gemeinschaftszollkontingent angerech- 
net wurden, sowie gegebenenfalls den Teil ihrer 
ursprünglichen Quote, den sie auf die Reserve über- 
tragen. 

Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 


Quoten und unterrichtet die Mitgliedstaaten über 
den Stand der Ausnutzung der Reserve, sobald ihr 
die Mitteilungen übermittelt werden. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Oktober 1971 über die Reservemenge, die nach 
den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten Über- 
tragungen verbleiben. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der die letzte Ziehung vornimmt, 
den Restbetrag an. 

Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten verwalten die ihnen zuge- 
teilten Quoten nach ihren eigenen Vorschriften für 
Zollkontingente. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Vorkehrungen, um nach der Eröffnung der zusätz- 
lichen Quoten, die sie in Anwendung von Artikel 3 
gezogen haben, die fortlaufenden Anrechnungen auf 
ihren kumulierten Anteil an dem Gemeinschaftszoll- 
kontingent zu ermöglichen. 

3. Sie garantieren den in ihrem Gebiet ansässigen 
Importeuren der betreffenden Erzeugnisse freien 
Zugang zu den ihnen zugeteilten Quoten. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der Einfuhren der be- 
treffenden Erzeugnisse festgestellt, die zur Zollab- 
fertigung mit einer Anmeldung zum freien Verkehr 
gestellt werden. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren dieser Waren tatsäch- 
lich auf ihre Quoten angerechnet worden sind. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen, 

Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang B 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung von Gemein- 
schaftszollkontingenten für Baumwollgarne, nicht in Auf- 
machungen für den Einzeiverkauf der Tarifnummer 55.05 und 
andere Gewebe aus Baumwolle, der Tarif nummer 55.09 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs, mit Herkunft aus der Türkei 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bis zum Inkrafttreten des Zusatzprotokolls über 
die Bedingungen, die Einzelheiten und den Zeitplan 
der Verwirklichung der in Artikel 4 des Abkommens 
zur Gründung einer Assoziation zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei 
vorgesehenen Übergangsphase, hat sich die Gemein- 
schaftschaft in einem Interimsabkommen, dessen 
Laufzeit auf die Zeit vor Inkrafttreten dieses Zu- 
satzprotokolls und bis spätestens 30. September 1972 
begrenzt ist, verpflichtet, vorbehaltlich der Gegen- 
seitigkeit ab 1. Juli 1971 die den Warenverkehr 
betreffenden Bestimmungen dieses Zusatzprotokolls 
in Kraft zu setzen. Nach diesem Interimsabkommen 
und insbesondere nach Artikel 1 des Anhangs 2 muß 
die Gemeinschaft ab diesem Zeitpunkt die Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs im Rahmen von jähr- 
lichen Gemoinschaftszollkontingenten von 300 Ton- 
nen für die anderen Baumwollgewebe der Tarif- 
nummer 55.09 um 75 v. H. senken. Um in einem 
ersten Stadium den Kontingentszeitraum mit dem 
Kalenderjahr in Übereinstimmung zu bringen, hielt 
man es zweckmäßig, die Geltungsdauer der be- 
treffenden Zollkontingente bis zum 31. Dezember 
1971 zu begrenzen. Somit sind für die Zeit vom 
1. Juli bis 31. Dezember 1971 Gemeinschaftszollkon- 
tingente für die betreffenden Waren zu eröffnen, 
deren Mengen Ü 12 der Jahresmenge entsprechen, 
d. h. 150 Tonnen für Baumwollgarne nicht in Auf- 
machungen für den Einzelverkauf bzw. 500 Tonnen 
für andere Baumwollgewebe. 

Es ist vor allem zu gewährleisten, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesen Kontingenten haben und 
daß die für diese Kontingente vorgesehenen Zoll- 
sätze ohne Unterbrechungen auf alle Einfuhren der 
betreffenden Waren in allen Mitgliedstaaten bis 
zur völligen Ausnutzung der Kontingente ange- 
wandt werden. Der Gemeinschaftscharakter der Kon- 
tingente kann im Hinblick auf die vorstehend dar- 
gelegten Grundsätze dadurch gewahrt werden, daß 
der Ausnutzung dieser Kontingente eine Aufteilung 
der Menge auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 
wird. Damit die tatsächliche Marktentwicklung bei 
den betreffenden Waren möglichst weitgehend be- 
rücksichtigt wird, ist diese Aufteilung entsprechend 
dem Bedarf der Mitgliedstaaten vorzunehmen; dieser 


Bedarf errechnet sich an Hand der statistischen An- 
gaben über die während eines repräsentativen Be- 
zugszeitraums durchgeführten Einfuhren aus der 
Türkei sowie nach den Wirtschaftsaussichten für den 
betreffenden Kontingentszeitraum. Obgleich die Prü- 
fung der statistischen Angaben über die Einfuhren 
der betreffenden Textilerzeugnisse aus der Türkei 
erkennen läßt, daß der Bedarf der meisten Mitglied- 
staaten im allgemeinen gering ist, muß dennoch zur 
Wahrung des Gemeinschaftscharaklers der betreffen- 
den Zollkontingente mit der Deckung eines gege- 
benenfalls in diesen Mitgliedstaaten auftretenden 
Bedarfs gerechnet werden. 

Bei den betreffenden Waren haben sich die Ein- 
fuhren der einzelnen Mitgliedstaaten aus der Türkei 
in den letzten drei Jahren, für welche lückenlose 
statistische Angaben vorliegen, wie nachstehend dar- 
gelegt entwickelt; an Hand der statistischen Anga- 
ben über die entweder im Verlauf von 1970 oder in 
den ersten Monaten des Jahres durchgeführten Ein- 
fuhren dieser Waren würden sich diese Einfuhren 
für das ganze Jahr 1970 auf die nachstehend ange- 
gebenen Mengen stellen. Wie diese Angaben zeigen, 
sind die Einfuhren dieser Waren ziemlich unregel- 
mäßig und folglich dürfte die Berechnung der je- 
weiligen Anteile an den Gesamteinfuhren dieser Er- 
zeugnisse aus der Türkei nicht bezeichnend sein: 


1967 

1968 

1969 

1970 


- in Tonnen - 


Baumwollgarne 

(Tarifnummer 55.05) 




Deutschland 1545 

4360 

3468 

3600 

Benelux - 

- 

- 

- 

Frankreich - 

- 

281 

249 

Italien - 

- 

371 

5874 

Andere Baumwollgewebe 

(Tarifnummer 55.09) 




Deutschland 386 

397 

491 

550 

Benelux - 

10 

- 

- 

Frankreich 37 

607 

821 

455 

Italien 

-• 

95 

692,4 


Eine Vorausschätzung der Einfuhren der Mitglied- 
staaten für den in Aussicht genommenen Kontin- 
gentszeitraum erweist sich wegen der in den Vor- 
jahren festgestellten erheblichen Schwankungen als 
schwierig. Unter Berücksichtigung der von den Mit- 
gliedstaaten gemachten Einfuhrvorausschätzungen 
für den betreffenden Kontingentszeitraum sind diese 
Zollkontingente nach einem einzigen Schlüssel auf- 
zuteilen, bei dem sich annähernd folgende Beteili- 
gung ergibt: 
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in Vo 

Deutschland 

42 

Benelux 

11 

Frankreich 

35 

Italien 

12 


Um der ungewissen Entwicklung der Einfuhren 
dieser Waren in die einzelnen Mitgliedstaaten Rech- 
nung zu tragen, sind die Kontingentsmengen in 
zwei Raten zu teilen: Die erste Rate wird auf die 
einzelnen Mitgliedstaaten aufgeteilt, während die 
zweite Rate als Reserve zur späteren Deckung des 
Bedarfs der Mitgliedstaaten bestimmt ist, die ihre 
ursprünglichen Quoten ausgenutzt haben. Um den 
Importeuren jedes Mitgliedstaats eine gewisse 
Sicherheit zu geben, ist es angezeigt, die erste Rate 
der Gemeinschaftszollkontingente verhältnismäßig 
hoch anzusetzen, d. h. im vorliegenden Fall auf rund 
80 V. H. der Kontingentsmengen. Die auf dieser 
Grundlage berechneten ersten Raten betragen 
120 Tonnen für Baumwollgarne und 400 Tonnen für 
andere Baumwollgewebe , und die zweiten Raten, 
d. h. 30 Tonnen bzw. 100 Tonnen, bilden die Reser- 
ven 

Die Quoten der Mitgliedstaaten können mehr 
oder v/eniger rasch ausgenutzt werden; um dieser 
Tatsache Rechnung zu tragen und Unterbrechungen 
auszuschalten, sollte jeder Mitgliedstaat, der eine 
seiner ursprünglichen Quoten fast völlig ausgenutzt 
hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote auf die 
entsprechende Reserve vornehmen; diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn jede 
seiner einzelnen zusätzlichen Quoten fast ganz aus- 
genutzt ist und so oft es die Reservemenge ge- 


stattet. Die ursprünglichen und zusätzlichen Quoten 
müssen bis zum Ende des Kontingentszeitraums 
gelten. Diese Art der Verwaltung erfordert eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 
und der Kommission, die vor allem die Möglichkeit 
haben muß, den Stand der Ausnutzung der Kontin- 
gentsmengen zu verfolgen und die Mitgliedstaaten 
davon zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten von 
einer der ursprünglichen Quoten eine größere Rest- 
menge vorhanden, so muß dieser Staat einen Teil 
davon auf die entsprechende Reserve übertragen, 
damit nicht ein Teil eines der Gemeinschaftszoll- 
kontingente in einem Mitgliedstaat ungenutzt bleibt, 
während er in anderen Mitgliedstaaten verwendet 
werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese bei der Aufteilung 
der betreffenden Zollkontingente vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder erfolgen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vom 1. Juli bis 31. Dezember 1971 werden die Zoll- 
sätze des Gemeinsamen Zolltarifs für die nachste- 
hend bezeichneten Waren mit Herkunft aus der 
Türkei im Rahmen von gemeinschaftlichen Global- 
zollkontingenten bis zu den für die einzelnen Waren 
angegebenen Zollsätze teilweise ausgesetzt: 


Nummer | 
des Gemein- 
samen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


Kontingents- 
menge 
(in Tonnen) 


Zollsatz 
(in Vo) 


v55.09 ; Baumwollgarne, nicht in Aufmachungen für den Einzelverkauf: 


150 


A. gezwirnt und appretiert, auf Karten, Rollen, Spulen oder ähn- 

lichen Unterlagen, in Kugeln oder Knäueln aufgemacht, mit einem 
Höchstgewicht (einschließlich Unterlage) von 900 g je Stück 2 

B. andere: 


I. mit einer Lauflänge der Einfachfäden von 120 000 m oder mehr 
je kg: 

a) ungezwirnt 

b) andere 

II. andere 


1,2 

1,6 

1,7 


55.05 Andere Gewebe aus Baumwolle: 500 

A. mit einem Anteil an Baumwolle von 85 Gewichtshundertteilen oder 
mehr: 

I. mit einer Breite von weniger als 85 cm 
II. andere 

B. andere: 

I. mit einer Breite von weniger als 85 cm 
II. andere 


3,2 

3,5 

3,5 

3.7 
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Artikel 2 

1. Die in Artikel 1 festgesetzten Kontingente wer- 
den in zwei Raten geteilt. 

2. Die erste Rate jedes Kontingents wird auf die 
Mitgliedstaaten aufgeteilt; als Quoten, die vorbe- 
haltlich Artikel 5 vom i. Juli bis 31. Dezember 1971 
gelten, werden für die Mitgliedstaaten auf folgende 
Mengen festgesetzt: 



- in Tonnen - 

Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


55.05 

55.09 

Deutschland 

50,4 

168,0 

Benelux 

13,2 

44,0 

Frankreich 

42,0 

140,0 

Italien 

14,4 

48,0 

insgesamt 

120,0 

400,0 


3. Die zweite Rate jedes Kontingents, d. h. 30 Ton- 
nen bzw. 100 Tonnen, bildet die entsprechende Re- 
serve. 

Artikel 3 

1. Hat ein Mitgliedstaat eine seiner gemäß Arti- 
kel 2 Absatz 2 festgesetzten ursprünglichen Quo- 
ten - oder bei Anwendung des Artikels 5 die gleiche 
Quote abzüglich der auf die entsprechende Reserve 
übertragenen Menge - zu 90 v. H. oder mehr aus- 
genutzt, so nimmt er unverzüglich durch Mitteilung 
an die Kommission die Ziehung einer zweiten Quote 
in Höhe von 15 v. H. seiner ursprünglichen Quote 
vor, soweit die Reservemenge ausreicht, 

2. Ist nach Ausschöpfung der jeweiligen ursprüng- 
lichen Quoten die zweite von einem Mitgliedstaat 
gezogene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüglich durch 
Mitteilung an die Kommission die Ziehung einer 
dritten Quote in Höhe von 7,5 v. H. seiner ursprüng- 
lichen Quote vor, soweit die Reservemenge aus- 
reicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der jeweiligen zweiten 
Quote die dritte von einem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung 
einer vierten Quote in Höhe der dritten Quote vor. 
Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur Erschöp- 
fung der Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1, 2 und 3 
kann jeder Mitgliedstaat Ziehungen niedrigerer 
Quoten als in diesen Absätzen vorgesehen vorneh- 
men, wenn Grund zu der Annahme besteht, daß 
diese nicht ausgeschöpft werden können. Er unter- 
richtet die Kommission über die Gründe, die ihn 
veranlaßt haben, die Bestimmungen dieses Absatzes 
anzuwenden. 

Artikel 4 

Die in Anwendung von Artikel 3 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1971. 


Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat eine seiner ursprünglichen 
Quoten am 15. September 1971 nicht ausgeschöpft, 
so überträgt er spätestens am 10. Oktober 1971 von 
der nicht aiisgenutztcn Menge den Teil, der 20 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote übersteigt, auf die Re- 
serve. Er kann eine größere Menge übertragen, 
wenn Grund zur Annahme besteht, daß die betref- 
fende Menge nicht ausgenutzt werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. Oktober 1971 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Waren mit, die bis zum 
15. September 1971 einschließlich vorgenommen und 
auf die Gemeinschaftszollkontingente angerechnet 
wurden, sowie gegebenenfalls den Teil ihrer einzel- 
nen ursprünglichen Quoten, den sie auf die ent- 
sprechende Reserve übertragen. 

Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die Mitgliedstaaten über 
den Stand der Ausnutzung der Reserven, sobald ihr 
die Mitteilungen übermittelt werden. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Oktober 1971 über die Reservemengen, die nach 
den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten Über- 
tragungen verbleiben. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der eine der 
Reserven ausgeschöpft wird, auf die jeweils verfüg- 
bare Restmenge beschränkt bleibt, und gibt zu die- 
sem Zweck dem Mitgliedstaat, der die letzte Ziehung 
vornimmt, den Restbetrag an. 

Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Vorkehrungen, um nach der Eröffnung der zusätz- 
lichen Quoten, die sie in Anwendung von Artikel 3 
gezogen haben, die fortlaufenden Anrechnungen auf 
ihren kumulierten Anteil an den Gemeinschaftszoll- 
kontingenten zu ermöglichen. 

2. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Waren nach Maßgabe der Gestellung 
dieser Waren bei der Zollstelle mit einer Anmel- 
dung zwecks Abfertigung zum freien Verkehr auf 
ihre Quoten an. 

3. Die Mitgliedstaaten garantieren den in ihrem 
Gebiet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Waren freien Zugang zu den ihnen zugeteilten 
Quoten. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der gemäß Absatz 2 
angerechneten Einfuhren festgestellt. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren der betreffenden Waren 
tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet worden 
sind. 


7 



Drucksache VI/ 2356 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Begründung 


1. Nach Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls Nr. 1 im 
Anhang zum Abkommen von Ankara zur Grün- 
dung einer Assoziation zwischen der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei 
sind die Bestimmungen dieses Protokolls bis zum 
Inkrafttreten des Zusatzprotokolls über die Be- 
dingungen, die Einzelheiten und den Zeitplan 
der Verwirklichung der in Artikel 4 des Abkom- 
mens vorgesehenen Übergangsphase anwendbar, 
höchstens aber bis zum Ende des 10. Jahres. 

Nach Abschluß eines für einen begrenzten Zeit- 
raum vor diesem Inkrafttreten aber nicht über 
den 30. September 1972 hinaus geltenden Inte- 
rimsabkommens mit der Türkei ist die Kom- 


mission bereit, auf Wunsch der türkischen Be- 
hörden in Erwartung des Inkrafttretens des Zu- 
satzprotokolls und unter Wahrung der Gegen- 
seitigkeit, einige, den Warenverkehr betreffende 
Bestimmungen dieses Protokolls anzuwenden. 
Bei in Kürze erfolgender Unterzeichnung des 
Abkommens kann von einem Inkrafttreten am 
1. Juli 1971 ausgegangen werden. 

Die aus dem Zusatzprotokoll ins Interimsabkom- 
men zu übernehmenden Bestimmungen sehen 
vor allem die Eröffnung von Gemeinschaftszoll- 
kontingenten für nachstehende Erzeugnisse zu 
den für die einzelnen Erzeugnisse angegebenen 
Jahresmengen und Kontingentszollsätzen vor: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 


Kontingents- 

menge 

Kontingent- 

zollsatz 

ex 08.05 F 

Haselnüsse, frisch oder getrocknet, auch ohne 
äußere Schalen oder enthäutet mit Ursprung in der 
Türkei 

18 700 t 

2,5 o/o 

Kapitel 27 

Bestimmte in der Türkei raffinierte Erdölerzeugnisse 

200 000 t 

zollfrei 

55.05 

Baumwollgarne, nicht in Aufmachungen für 
Einzelverkauf mit Herkunft aus der Türkei 

den 

300 t 

25 V. H. der 
Zollsätze 
des GZT 

55.09 

Andere Gewebe aus Baumwolle mit Herkunft 
der Türkei 

aus 

1 000 t 

25 V. H. der 
Zollsätze 
des GZT 


In dem Verhandlungsmandat, das der Rat der 
Kommission erteilt hat, heißt es u. a., daß diese 
Konzessionen nicht mit den bereits nach dem 
Protokoll Nr. 1 (Vorläufiges Protokoll) im An- 
hang zum Abkommen von Ankara gewährten 
Konzessionen kumuliert werden können. 

Angesichts dieser Lage stellte sich das Problem 
der Verzahnung der neuen Gemeinschaftszoll- 
kontingente mit den im Vorläufigen Protokoll 


vorgesehenen Kontingenten, die zum 1. Januar 
1971 eröffnet worden sind und deren Geltungs- 
dauer mit dem Kalenderjahr zusammenfällt. Dar- 
um hat man es vor allem wegen der unbestimm- 
ten Zeitdauer des Interimsabkommens vorgezo- 
gen, die Kohtingentszeit für die in diesem Inte- 
rimsabkommen genannten Kontingente bis zum 
31. Dezember 1971 zu beschränken. Selbstver- 
ständlich müssen die zu eröffnenden Kontin- 
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gentsmengen in den einzelnen Fällen auf V12 der 
im Interimsabkommen vorgesehenen Mengen 
unter Berücksichtigung der für diesen Zeitraum 
aufgrund der Bestimmungen des Vorläufigen 
Protokolls eröffneten Mengen herabgesetzt wer- 
den. 


2. Die in dem vorgenannten Vorläufigen Protokoll 
vorgesehenen Gemeinschaftszollkontingente sind 
für 1971 mit den Verordnungen (EWG) Nr. 2528/ 
70, 2529/70 und 2530/70 des Rates vom 14. Dezem- 
ber 1970 für nachstehende Waren mit Ursprung 
in und Herkunft aus der Türkei eröffnet worden: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

W arenbezeichnung 

Kontingents- 

menge 

Kontingents- 

zollsatz 

ex 08.03 B 

Feigen, getrocknet, in Umschließungen mit einem 
Gewicht des Inhalts von 15 kg oder weniger 

18 900 t 

4.7 Vo 

08.04 B I 

Weintrauben getrocknet, in Umschließungen mit 
einem Gewicht des Inhalts von 15 kg oder weniger 

38 570 t 

zollfrei 

ex 08.05 F 

Haselnüsse, frisch oder getrocknet, auch ohne 
äußere Schale oder enthäutet 

18 700 t 

2,5 Vo 

24.01 

Tabak unverarbeitet und Tabakabfälle 

17615 t 

zollfrei 

55.08 

Schlingengewebe (Frottiergewebe) aus Baumwolle 

75 t 


55.09 ’ 

i 

Andere Gewebe aus Baumwolle 

105 t 


60.05 

Oberkleidung, Bekleidungszubehör und andere 
Wirkwaren, weder gummielastisch noch kautschu- 
tiert 

30 t 

Hälfte der Zoll- 
sätze des GZT 

62.02 

Bettwäsche, Tischwäsche, Wäsche zur Körperpflege 
und andere Haushalts Wäsche; Vorhänge, Gardinen 
und andere Gegenstände zur Innenausstattung 

30 t 



3. In bezug auf getrocknete Feigen, getrocknete 
Weintrauben, unverarbeiteten Tabak, Schlingen- 
gewebe aus Baumwolle, Oberkleidung und Bett- 
und Tischwäsche bestehen die im Interinmsab- 
kommen vorgesehenen Zugeständnisse in einer 
Aussetzung der Zollsätze (ohne mengenmäßige 
Beschränkung) auf eine Höhe, die niedriger ist 
oder der Höhe entspricht, die im Rahmen der 
durch die vorgenannten Verordnungen des Rates 
eröffneten Gemeinschaftszollkontingente festge- 
legt ist. Daraus ergibt sich, daß mit Inkrafttreten 
der neuen Zollzugeständnisse die Verordnungen 
über die Eröffnung der betreffenden Kontingente 
nicht mehr in Anspruch genommen werden, so 
daß es nicht erforderlich ist, sie aufzuheben. 

Für frische oder getrocknete Haselnüsse sind die 
Zugeständnisse des Vorläufigen Protokolls und 
des Interimsabkommens die gleichen, so daß die 
Verordnung (EWG) Nr. 2528/70 des Rates über 
die Eröffnung des Zollkontingents für diese 
Waren weiterhin bis 31. Dezember 1971 wirksam 
sein kann. Für das Jahr 1972 wird der Rat somit 
eine neue Verordnung für das gleiche Kontingent 
zum 1. Januar 1972 erlassen müssen. 


Für die anderen Baumwollgewebe der Tarifnum- 
mer 55.09 stellt sich insofern ein besonderes Pro- 
blem, als das Interimsabkommen ein Gemein- 
schaftszollkontingent von 1000 t zu einem Zoll- 
satz vorsieht, der 25 v. H. des Zollsatzes des Ge- 
meinsamen Zolltarifs entspricht, während das für 
1971 auf Grund des Vorläufigen Protokolls er- 
öffnete Zollkontingent nur eine Menge von 105 t 
betrifft zu einem Zollsatz, der 50 v. H. des Zoll- 
satzes des Gemeinsamen Zolltarifs entspricht. 

Die für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1971 
zu eröffnende Kontingentsmenge müßte sich auf 
V12 von 1000 t belaufen, d. h. auf 500 t. Da nach 
dem Beschluß die beiden Konzessionen nicht ku- 
muliert werden, müßte diese Menge um die be- 
reits für die Zeit vom 1. Juli bis 31, Dezember 
1971 eröffnete Menge von 105 t vermindert wer- 
den, so daß das tatsächlich für die Zeit bis zum 
31. Dezember 1971 zu eröffnende und auf die 
Mitgliedstaaten aufzuteilende Zollkontingent 
500 t-52,5 t := 447,5 t betragen würde. Da jedoch 
das Zollkontingent von 105 t bei Inkrafttreten 
der neuen Tarifmaßnahmen sehr wahrscheinlich 
erschöpft sein wird und mit Rücksicht auf das 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 273 
vom 17. Dezember 1970, S. 1 bis 13 
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bei Abschluß des Interims abkommens verfolgte 
Ziel ist es angemessen, davon auszugehen, daß 
die Eröffnung einer Kontingentsmenge von 500 t 
für diese Waren keine eigentliche Kumulierung 
von Zollzugeständnissen darstellt. Darum hat die 
Kommission in ihrem Verordnungsvorschlag für 
diese Waren eine Kontingentsmenge von 500 t 
festgelegt. 

Die Kontingentsmengen für die neuen Gemein- 
schaftszollkontingente (Erdölerzeugnisse und 
Baumwollgarne, nicht in Aufmachungen für den 
Einzelverkauf) müssen für die Zeit vom 1. Juli 
bis 31. Dezember 1971 V 12 der im Interimsabkom- 
men festgelegten Jahresmengen entsprechen. Sie 
stellen sich somit auf 100 000 t bzw. auf 150 t. 

4. Für die Verwaltung dieser Kontingente wird vor- 
geschlagen, einen beträchtlichen Teil der Kon- 
tingentsmengen von Anfang an auf die Mitglied- 
^ Staaten aufzuteilen. Die Restmenge bildet jeweils 
einen Teil der Reserve, auf die die Rücküber- 
tragungen der ursprünglichen Quoten, die sich 
als zu hoch erwiesen haben, vorzunehmen sind, 
und aus der diejenigen Mitgliedstaaten, bei 
denen noch ein Bedarf besteht, zusätzliche Quo- 
ten entnehmen. Dieses Verwaltungsverfahren ist 
bereits früher für die im Vorläufigen Protokoll 
vorgesehenen Zollkonüngente angewandt wor- 
den-, in bezug auf die Textilerzeugnisse war die- 
ses Verfahren um so mehr gerechtfertigt, als 


diese Erzeugnisse im allgemeinen nicht oder nur 
im geringen Umfang aus der Türkei nach der 
Gemeinschaft ausgeführt wurden. Diese Über- 
legung ist auch heute noch insofern gültig, als 
die Angaben der letzten Jahre für die im Inte^ 
rimsabkommen auf geführten Waren es noch nicht 
gestatten, sich ein Bild über die Entwicklung der 
Handelsströme, die sich im Rahmen dieser Ge- 
meinschaftszollkontingente zwischen der Türkei 
und den Mitgliedstaaten anbahnen werden, zu 
machen. 

In den Verordnungsvorschlägen für die Textil- 
erzeugnisse ist das „Windhundverfahren" als 
einziges Verwaltungsverfahren vorgesehen, das 
von allen Mitgliedstaaten anzuwenden ist. Da- 
gegen ist es für das Zollkontingent für bestimmte 
Erdölerzeugnisse zur Zeit nicht möglich, ein ein- 
ziges Verwaltungsverfahren (Windhundverfah- 
ren oder Kontingents scheinverfahren) vorzu- 
sehen. In der Tat sind die nationalen Vorschrif- 
ten für diese Erzeugnisse je nach Mitgliedstaat 
verschieden, so daß die Durchführung einer ge- 
meinsamen Verwaltung nicht möglich ist. Daher 
wird jeder Mitgliedstaat ausnahmsweise die 
Möglichkeit haben, seine Quoten nach seinen 
eigenen einschlägigen Bestimmungen zu verwal- 
ten, wobei er den Importeuren dieser Erzeug- 
nisse den freien Zugang zu dem Kontingent ge- 
währleisten muß. 
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